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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Die SiK des Nationalrates wollte den Militärdienst attraktiver machen und hierfür die
Regierung mit einem Postulat beauftragen, in einem Bericht mögliche Wege
aufzuzeigen, wie ihr Ansinnen umgesetzt werden könnte. Vier Eckpfeiler sind dabei von
der Kommission vorgegeben worden. Zunächst sollte die differenzierte oder
qualifizierte Diensttauglichkeit gezielt gefördert werden: Auch Personen mit leichten
körperlichen Einschränkungen sollen zum Militärdienst zugelassen werden können,
sofern sie dies wollen.  Zweitens sollte „unnötige Bürokratie” für Milizoffiziere abgebaut
werden. Damit wurden ausserdienstliche Verpflichtungen angesprochen, die mitunter
grosse zeitliche Ressourcen binden und mit alternativen Instrumenten effizienter
angegangen werden könnten. Als dritter Punkt regte die Kommission an,
Militärausbildungen anzuerkennen, wobei die Sicherheitspolitiker insbesondere auf
eine Ausweitung der Anerkennungen abzielten. Diese Idee war wiederholt – auch
bereits erfolgreich – vorgebracht worden. Als vierte Anregung sollten
Weiterbildungskurse („WKs”) in puncto Qualität und Attraktivität einer Kur unterzogen
werden. 
In seiner Stellungnahme berief sich der Bundesrat, einmal mehr, auf die WEA, die auch
diese Herausforderungen zu lösen im Stande sein soll. Deren Auswirkungen lassen sich
jedoch noch nicht einschätzen, weil viele Massnahmen erst 2018 in Kraft treten werden.
Erst dann könne man entsprechende Schlüsse ziehen, das vorgelegte Postulat sei daher
verfrüht – so wollte die Regierung den Auftrag zur Berichterstattung abwenden. 
Der Nationalrat zeigte sich jedoch unbeeindruckt: Das Postulat wurde mit einer
komfortablen Mehrheit von 122 zu 40 Stimmen und 7 Enthaltungen angenommen. Die
Debatte zog sich nicht sehr lange hin und die Kommissionssprecher verdeutlichten, was
dem Postulat zugrunde lag: Es war der Attraktivitätszuwachs beim Zivildienst, der
gemäss Golay (mcg, GE) dazu führe, dass weniger Stellungspflichtige in den Militärdienst
eintreten. Statt nun den Zivildienst unattraktiver zu machen, presche man in die andere
Richtung und strebe an, den Militärdienst in ein besseres Licht zu stellen – wie es
Dobler (fdp, SG) seitens der Kommission verdeutlichte. Der Verteidigungsminister blieb
bei seinem Votum weitgehend bei den Ausführungen aus der früheren Stellungnahme.
Im Wesentlichen verwies er dabei auf bestehende Prozesse, denen man noch einige
Zeit zur Bewährung geben möge. Mit der Annahme des Postulats durch das Ratsplenum
wurde der Auftrag der Berichterstattung dennoch erteilt. 1

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Armee 2.0 – unter dieses Schlagwort setzte Postulant Dobler (fdp, SG) die Forderungen
aus seinem Vorstoss. Die Schweiz müsse das Technologie-Know-how fördern und
sichern und entsprechend auch im Bereich der Landesverteidigung Modifikationen
vornehmen, erklärte er. Fünf Punkte wurden vom St. Galler umschrieben: Das
Armeepersonal müsse in Anbetracht des technologischen und wissenschaftlichen
Kompetenzbedarfs rekrutiert werden; der Personalbedarf im Bereich Cyberabwehr
müsse abgeklärt werden; der Bundesrat solle prüfen, inwiefern mit
Bildungsinstitutionen und der Wirtschaft zusammengearbeitet werden könne;
Armeeangehörigen sollten diverse neue Typen von Ausbildungen und Einsätzen
angerechnet werden können; sowie, fünftens, sollten neue Kriterien der
Diensttauglichkeit formuliert werden („differenzierte Tauglichkeit”). Dobler reihte sich
damit in eine Gruppe von Parlamentariern ein, welche die Armee bezüglich neuerer
Bedrohungsszenarien aus dem Cyberspace und durch computergestützte Systeme
besser aufstellen möchte. Technologie und Wissenschaft seien immer wichtiger für die
Armee und solch hoch innovativer Themen müsse sich das Militär zuwenden, so der
Postulant in seiner Begründung. Einzelne Möglichkeiten zur Anrechenbarkeit von
Praktika bei Bundesbetrieben oder Hochschulen an die Dienstleistung seien zwar
bereits gegeben, man müsse aber noch weitere Anreize schaffen. Im Fokus stünden
dabei Projekte, die für das Militär einen Verwendungszweck haben. Der Bundesrat teilte
offensichtlich die Stossrichtung des Postulats und beantragte dessen Annahme. Als es
im Sommer 2017 im Nationalrat behandelt wurde, gab es keine Debatte, das Geschäft
wurde diskussionslos angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 16.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Das Dienstbüchlein ins Zeitalter der Digitalisierung zu überführen, hat sich Marcel
Dobler (fdp, SG) auf die Fahne geschrieben. Mit einer Motion forderte der St. Galler den
Bundesrat auf, das Dienstbüchlein zu digitalisieren und im Sinne einer
Prozessvereinfachung zeitliche Einsparungen zu erzielen sowie die Sicherheit zu
erhöhen. So könne das Dokument zum Beispiel auch nicht mehr verloren gehen,
begründete der Motionär. Ohne weitere Ausführungen unterstützte der Bundesrat das
Anliegen und beantragte dem Parlament die Annahme dessen. Nicht nur die
Landesregierung, sondern auch der Nationalrat stand uneingeschränkt hinter diesem
Vorhaben, es wurde diskussionslos gutgeheissen. 3

MOTION
DATUM: 15.06.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Digitalisierung des Dienstbüchleins war auch im Ständerat unbestritten: Nachdem
die Motion Doblers (fdp, SG) bereits in der Volkskammer angenommen worden war,
stimmten auch die Ständerätinnen und Ständeräte auf einstimmigen Antrag ihrer
Kommission dem Vorstoss zu. Ihr Sprecher Dittli (fdp, UR) fasste sich kurz und wies
darauf hin, dass nicht nur Bundesrat und Nationalrat bereits positiv gestimmt gewesen
seien, sondern das Anliegen auch im Einklang mit der Informatikstrategie des Bundes
2016-2019 stehe. 4

MOTION
DATUM: 06.12.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) AB NR, 2017, S. 511 ff.
2) AB NR, 2017, S. 1196
3) AB NR, 2018, S. 1153
4) AB SR, 2018, S. 948

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 2


